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Landesausschuss erteilte Verhandlungsmandat für Regierungsbeteiligung 
Eine Mehrheit sprach sich am Donnerstag abend für  ein Verhandlungsmandat aus - grosse Anhängerschaft auch für Opposition 

(M.V.) - Nachdem die Landesaus-
schussmitglieder die Berichte der Frak
tion, des Präsidiums, der Ortsgruppen, 
der Jungen FBP und der Hrauen in der 
FBP gehört hatten, wurde noch einmal 
lange über die Vor- und Nachteile einer 
Regierungsbeteiligung diskutiert. Vor 
allem die zahlreichen Anhänger der Op
position machten sich durch engagierte 
Voten stark. TYotzdem entschied sich 
eine Mehrheit für die Erteilung eines 
Verhandlungsmandates in bezug auf 
eine Regierungsbeteiligung seitens der 
Fortschrittlichen Bürgerpartei. 

Was viele schon erwartet hatten und 
tendenziell in den Ortsgruppenver
sammlungen der letzten zwei Wochen 
schon zu erkennen war, ist bei der  Lan-
desausschussitzung vom Donnerstag 
abend auch eingetroffen: Eine Mehrheit 
der  Ausschussmitglieder entschied sich 
durch schriftliche Abstimmung für die 
Erteilung eines Verhandlungsmandates 
zur Beteiligung an der  Regierung. Trotz 
beherzter Voten vieler Anhänger des 
Oppositionsgedankens, vermochten die
se die Mehrheit nicht mehr umzustim
men. Wie in den Ortsgruppen sprachen 
für die Mehrheit der Versammlungsteil
nehmer zuviele Gründe für eine Regie
rungsbeteiligung: der bessere Zugang zu 
Informationen, eigenständige Politik, 
Kontrollfunktionen, Ansprechspersonen 
innerhalb der Regierung etc.. In diesem 
Sinne richtete Interimspräsident Otmar  
Hasler gleich tags darauf ein Schreiben 
an den Präsidenten der Vaterländischen 
Union, worin er den Entscheid des Lan
desausschusses mitteilt und um einen 
Terminvorschlag für ein erstes Treffen 
der  Verhandlungsdelegationen bittet. 
Verhandlungsmandat 

U m  der Verhandlungsdelegation den 
nötigen Verhandlungsspielraum zu las
sen, hat der  Landesausschuss darauf ver
zichtet, detaillierte Vorgaben für die 
Verhandlungsinhalte festzusetzen. Die  
Delegation setzt sich zusammen aus In
terimspräsident Otmar Hasler und Frak
tionssprecher Dr. Gabriel Marxer, die 
man mit den nötigen Kompetenzen aus
stattet, um in die Verhandlungen eintre
ten zu können. Otmar Hasler und Dr.  
Gabriel Marxer können jederzeit weite
re Mitglieder in die Delegation aufneh
men und werden immer wieder mit den 
verschiedenen Parteigremien zusam
mentreffen, um Rücksprache zu halten. 
Weiteres Vorgehen 

Nachdem die Fortschrittliche Bürger
partei jede Zeit seit den Wahlen genutzt 
hat, um eine rasche und breitabgestützte 
Meinungsbildung voranzutreiben, wird 
dies auch für die nächsten Wochen der  
Fall sein. So lässt die Fortschrittliche 
Bürgerpartei auch in ihrer gestern ver-

m ci d e f o r y o u 

MAN FAHRT NICHT 
M E H R  O H N E  

RDS ZUM SPARTARIF. 

Grundig 1903 RDS 
Perfekter UKW- und RDS-Empfang in 
einem neuen Grundig Autoradio. 
Auswertung der RDSSignale der Sender 
auf  UKW. UKW-Stereo. RDS-Autostore. 
2 4  Speicherplätze. Sendersuchlauf mit 
automat. Empfindlichkeits-Umschaltung. 
Automat. Cassettenstopp bei Verkehrs-
funk-Durchsagen. Stereo-Balance-Regler. 
4 x 1 0  Watt Spitzenleistung. 4 x 5  Watt 
Sinusleistung. Double Security System: 
elektronischer Sicherheitscode und 
abnehmbares Bedienteil. 

Fr. 5 9 8 . -

Foto-Film IMEX HiFi-TV 
Telefon 075  / 3 9 2  3 4  8 8  

Landstrasse 110 
FL-9495 TRIESEN 

G R U n D I G  
m a d e  f o r  y o u  

Der FBP-Landesausschuss befasste sich am Donnerstag abend mit der Frage der Regierungsbeteiligung und erteilte ein Verhand
lungsmandatfür die Aufnahme von Verhandlungen mit  der VU. (Bild: Beat Schürte) 

sandten Pressemitteilung verlauten, dass 
man darauf bedacht sei, «einem raschen 
Vorankommmen nicht im Wege zu ste
hen». Bereits am kommenden Montag 
trifft sich das Präsidium und der Partei
vorstand, um die nächsten Schritte zu 
koordinieren. Im Moment ist es an der 
Vaterländischen Union einen Termin für 
das erste Treffen der Verhandlungsdele
gationen bekanntzugeben. 

Endgültigen Enscheid fällt Parteitag 
Das letzte Wort in de r  Frage, ob man 

sich tatsächlich an der Regierung beteili
gen oder in die Opposition gehen wird, 
spricht der  Parteitag, der  nach Bekannt

werden des Verhandlungsresultates zu
sammentreten wird. Dieser wird seinen 
Entscheid davon abhängig machen, wel
che Resultate von der Delegation erzielt 
werden konnten und wer für die Fort
schrittliche Bürgerpartei in die Regie
rung einziehen wird. Es ist anzunehmen, 
dass die Sympathisanten der  Opposition 
auch am Parteitag noch versuchen wer
den, einen Stimmungsumschwung zu er
zielen. 

Personelle Diskussion 
Diskutiert werden zur Zeit  Namen 

von Personen, die für die Ämter  der Re
gierungsräte in Frage kommen könnten. 

Zahlreiche Namen sind bereits im Um
lauf, der Nährboden für Spekulationen 
entsprechend gross. Interimspräsident 
Otmar Hasler wird sich dieser Aufgabe 
annehmen, möchte aber in Besonnen
heit und in Absprache mit den zwei Re
gierungsräten und den Parteigremien 

nach Lösungen suchen. Um diese 
schwierige personelle Frage zu erleich
tern, haben Dr. Cornelia Gassner und 
Kurt Korner am Landesausschuss ihr 
Mandat zur Verfügung gestellt. Letzt
endlich hängt aber auch die Frage nach 
Personen vom Ausgang des Verhand
lungsresultates ab. 

Region für Wintertourismiis attraktiver machen 
Herbst-Hauptversammlung des Internationalen Bodensee-Verkehrsverein (IBV) in Schellenberg 

(G.M.) - Der Internationale Boden-
see-Verkehrsverein (IBV) möchte den 
Wintertourismus im Bodensee-Gebiet 
attraktiver machen. Diese Vorstellung 
ist Teil des Marketingplanes, der im ver
gangenen Jahr erarbeitet und im kom
menden Jahr weiter umgesetzt werden 
soll. Die IBV-Herbst-Hauptversamm-
lung fand am Freitag in Schellenberg 
statt, weil das Fürstentum Liechtenstein 
seit einigen Jahren aiich dem IBV an
gehört. 

Das Marketingkonzept des IBV steht 
unter dem Motto «Seele Europas - der 
Bodensee». Im Unterschied zu den poli
tischen Bestrebungen, die Zusammenar
beit rund um den Bodensee zu fördern, 
erklärkte IBVPräsident Christoph To-
bler, seien die touristischen Ansatzpunk
te einfacher: Der Bodensee bilde hier 
das verbindene Element zwischen den 
Tourismusgebieten, während er  für die 
politische Zusammenarbeit eher ein 
Hindernis darstelle. Der  Bodensee-Tou

rismus versuche aber dennoch von der 
Zusammenarbeit in der  «Euregio Bo
densee» zu profitieren. De r  Bodensee
rat, der eine Arbeitsgruppe Tourismus 
gebildet habe, möchte ein Leitbild für 
die touristische Bodensee-Region erar
beiten. 

Die IBV-Versammlung wurde in der 
Gemeinde Schellenberg von Vorsteher 
Walter Kieber begrüsst, der  angesichts 
de r  rauheren Konjunkturwinde für ein 
antizyklisches Verhalten - auch im Tou
rismus - plädierte. Über die Zugehörig
keit Liechtensteins zur Euregio Boden
see referierte nach der Versammlung 
Wirtschaftsminister Dr. Michael Ritter. 

Der Verlauf der Sommersaison 1993 
entsprach in den einzelnen Regionen des 
IBV nicht den Erwartungen. Die Kon
junkturlage und das teilweise schlechte 
Wetter haben nach Auskunft der  Be
richterstatter einen Rückgang der Über
nachtungen bewirkt. Am besten konnte 

sich mit einem minimen Rückgang von 
knapp 1% die Region Bodensee-Ober
schwaben halten, während die Insel 
Mainau einen Rückgang von 10% bei 
den Besucherzahlen aufwies. Das Für
stentum Liechtenstein musste nach An
gaben von Fremdenverkehrsdirektor 
Berthold Konrad einen Rückgang von 
den Nächtigungszahlen von 9% hinneh
men, während in Vorarlberg die Zahl 
der Logiernächte um 8% zurückging. In 
der Ostschweiz sind die Rückgänge von 
Januar bis September auf knapp 5% zu 
beziffern. U n d  auch die vier grossen 
Schiffahrtunternehmen auf dem Boden
see registrierten rund 9% weniger Fahr
gäste als im Vorjahr. 

Das IBV-Marketingkonzept für 1994 
sieht vor, das touristische Angebot wei
ter  zu verdichten, insbesondere durch 
Angebotserweiterungen im Bereich der 
Kultur, des Aktiv-Urlaubs und der Ga
stronomie. 

(pafl) - Die Regierung hat am 9. No
vember 1993 einen Bericht und Antrag 
an den Landtag zur Arbeitslosigkeit in 
Liechtenstein verabschiedet. Dem Be
richt beigegeben ist das Gutachten einer 
verwaltungsinternen Arbeitsgruppe zur 
Lage auf dem Arbeitsmarkt und zur Ar
beitslosigkeit. 

Im Regierungsbericht wird aufgezeigt, 
dass Liechtenstein nach Jahren der Voll
beschäftigung seit 1990 ebenfalls von ei
ner  nicht mehr zu übersehenden Ar
beitslosigkeit betroffen ist. Zwar ist die 
Arbeitslosenquote mit ca. 1,2 % im Ver
gleich zum Ausland noch relativ gering. 
Die Regierung ist aber de r  Auffassung, 
dass auch diese Arbeitslosigkeit nicht 
hingenommen werden darf. 

Nach Auffassung der Regierung ist die 
Arbeitslosigkeit in Liechtenstein einer
seits konjunkturell andererseits auch 
strukturell bedingt. Die sehr stark ex-
polrtorientierte Industrie ist auf gute 
Marktverhältnisse im Ausland angewie

sen. Die weltweite Rezession beein
trächtigt auch die Auftragslage der liech
tensteinischen Betriebe. Daneben darf 
aber  auch nicht übersehen werden, dass 
aus strukturellen Gründen Arbeitsplätze 
abgebaut werden. 

Sofortmassnahmen 
Arbeitslosigkeit ist für jeden geistig 

und körperlich gesunden Menschen ein 
hartes Schicksal. Die Finanzierung der 
Arbeitslosigkeit ist aber auch für die öf-
fentliche Hand eine sehr kostspielige 
Angelegenheit. Aus diesen Gründen will 
die Regierung mit einer Reihe von So
fortmassnahmen die Arbeitslosigkeit 
bekämpfen. Unter  diesen Sofortmass
nahmen erhalten die Reorganisation der 
Arbeitsvermittlung und die Organisati
on von Berufspraktiken für jugendliche 
Arbeitslose die 1. Priorität. 

Mit der- Reorganisation de r  Arbeits
vermittlung wird eine möglichst schnelle 
Wiedereingliederung von Arbeitslosen 
in den Arbeitsprozess angestrebt. Dane-

Landesausschuss für 
Regierungsbeteiligung 

Der FBP-Landesausschuss be
fasste sich am Donnerstag abend 
mit der Frage der Regierungsbetei
ligung und sprach sich mit Mehrheit 
dafür aus, das VU-Koalitionsange-
bot anzunehmen. Die FBP verfasste 
hierzu eine Pressemitteilung, die 
wir nachstehend veröffentlichen. 

An der gestrigen Landesaus-
schusssitzung der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei wurde mehrheitlich 
beschlossen, dass ein Verhandlungs
mandat für eine Regierungsbeteili
gung seitens der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei erteilt wird. In diesem 
Sinne richtete Interimspräsident 
Otmar Hasler umgehend ein Schrei
ben ,  an die Vaterländische Union. 
Der Wortlaut des Schreibens ist wie 
folgt: 

«Sehr geehrter Herr Präsident. 
Gestern hat der Landesausschuss 
der Fortschrittlichen Bürgerpartei 
über die Frage «Regierungsbeteili
gung oder Opposition» beraten. 
Dabei ist er mehrheitlich zum Ent-
schluss gelangt, ein Verhandlungs
mandat im Bezug auf eine Regie
rungsbeteiligung der Fortschritt
lichen Bürgerpartei zu erteilen. Wir 
nehmen somit Ihr Angebot an, mit 
Ihnen in Verhandlungen über eine 
Regierungsbeteiligung zu treten 
und bitten Sie deshalb, uns einen 
Terminvorschlag für ein erstes Zu
sammentreffen der Verhandlungs
delegationen zu unterbreiten.» 

Bereits am kommenden Montag, 
15. November 1993, treffen sich der 
Parteivorstand sowie das Präsidium 
der Fortschrittlichen Bürgerpartei, 
urri die Positionierung von Regie
rungsräten und der  Verhandlungs
delegation zu beraten. 

Nach Abschluss der Verhandlun
gen wird an einem Parteitag der 
Fortschrittlichen Bürgerpartei end
gültig über die Regierungsbeteili
gung abgestimmt. Was das zeitliche 
Vorgehen anbelangt, ist man seitens 
der Fortschrittlichen Bürgerpartei 
darauf bedacht, einem raschen Vor
ankommen nicht im Wege zu ste
hen. 

Sofortmassnahmen gegen die Arbeitslosigkeit ^ 
Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag - Arbeitslosigkeit gegenwärtig bei 1,2 Prozent 

Weitere Liberalisierung 
der Milchwirtschaft 

Bern (AP) Die ständerätliche Kom
mission der Schweiz für Wirtschaft und 
Abgaben (WAK) hat sich für eine wei
tergehende Liberalisierung der Milch
wirtschaft ausgesprochen. Künftig soll 
die Milch auch ausserhalb des ange
stammten Gebietes verwertet und an 
neue Sammelstellen geliefert werden 
können. 

Kurt Schüle (FDP/SH) sagte am Frei
tag, die Kommission wolle im Milch
markt die Liberalisierung verstärken 
und verkrustete Strukturen aufbrechen. 

ben soll die Stelle auch eine bessere 
Kontrolle der  Bezüger von Arbeitslo
senversicherungsleistungen gewährlei
sten. Die Reorganisation soll mit einer 
besseren personellen Dotierung und ei
ner Verbesserung der  Organisation er
reicht werden. 

Auffällig an der neuen Arbeitslosig
keit in Liechtenstein ist, dass es verhält
nismässig vielen Lehrabsolventen 
schwer fällt, den Übergang von der Leh
r e  in eine Anstellung su  finden. Auf dem 
Weg über  die Ermöglichung von Berufs
praktiken für jugendliche Arbeitslose 
will die Regierung jungen Berufsleuten 
die Chance geben, nach der Lehre in 
einem praktischen Arbeitseinsatz die für 
die Vermittlungsfähigkeit notwendigen 
Erfahrungen zu erwerben..  

Die Massnahmen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit sind nicht ohne den 
Einsatz staatlicher Mittel möglich. Die 
Regierung beantragt daher  dem Land
tag, im Voranschlag 1 9 9 4  die notwendi
gen Mittel bereitzustellen. 


